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als „Einmannarbeitsplatz“ gemäß TGL 30103 und 30104 gilt. 
Diese Halle war mit vier Mehrspindeldrehautomaten ausge­
stattet. Der Angeklagte war u. a. für den störungsfreien Lauf 
dieser ihm anvertrauten Maschinen verantwortlich. Er hatte 
Kontrollfunktionen wahrzunehmen und zu sichern, daß die 
Maschinen nicht ohne Aufsicht laufen.

Am 9. September 1986 hatte der Angeklagte in der Nacht­
schicht 3 Automaten zu bedienen. Gegen 23 Uhr legte er seine 
reguläre Essenpause ein und schaltete in dieser Zeit die Auto­
maten ab. Um 2.30 Uhr legte er eine weitere ausgedehnte 
Pause ein, die er in der Elektrowerkstatt des VEB E. mit 
Skatspielen verbrachte. Er verließ seine Arbeitsstätte, ohne 
die Automaten abzuschalten. In vorangegangenen Nacht­
schichten hatte er schon häufig die Maschinen unbeaufsich­
tigt weiterlaufen lassen. Gegen 3.15 Uhr teilte ihm ein Werk­
tätiger der Elektrowerkstatt mit, daß die Automatenhalle 
brennt. Der Angeklagte alarmierte die Feuerwehr. Zu dieser 
Zeit brannte die Halle bereits in voller Ausdehnung.

Der Brand vernichtete die gesamte Produktionsstätte, ein­
schließlich der sich darin befindlichen Produktionsmittel und 
Werkstoffe. Der Brand entstand an einem Drehautomaten 
(Maschine 1), bei dem ein verschlissener Abstechmeißel ver­
hinderte, daß die zu bearbeitenden Werkstücke abgestochen 
wurden, so daß der Werkstof fanschlag nicht voll zum Ein­
schlag kam. Die Werkstoffstange wurde weiter vorgeschoben 
und rieb an dem Meißelhalter. Diese Reibung erzeugte eine 
sehr starke Erwärmung. Durch den Kühlmittelfluß kam es 
zur Bildung von öldämpfen, die sich an der Oberfläche des 
Werkstückes entzündeten. Von hier aus breitete sich der 
Brand auf die gesamte Halle aus. Dadurch entstand ein un­
mittelbarer Sachschaden in Höhe von 1 033 220 M. Die zusätz­
lichen Aufwendungen für den Wiederaufbau der Halle und 
die Neubeschaffung der Maschinen betragen mindestens 
3 156 580 M.

Gegen das freisprechende Urteil des Kreisgerichts richtet 
sich der Protest des Staatsanwalts, mit dem fehlerhafte recht­
liche Bewertung der Schuld des Angeklagten gerügt und eine 
Aufhebung und Zurückverweisung der Sache an das Kreis­
gericht mit dem Ziel der Verurteilung gemäß §§ 185 Abs. 1, 
188 Abs. 1 und 2 StGB zu einer Freiheitsstrafe erstrebt wird.

Der Protest ist begründet.

Aus der Begründung:
Das Kreisgericht hat den Sachverhalt zum objektiven Gesche­
hensablauf im wesentlichen richtig aufgeklärt und festgestellt. 
Zutreffend geht es auch davon aus, daß der Angeklagte seine 
berufliche Pflicht, die Kontrolle über den störungsfreien 
Betrieb der Drehautomaten zu gewährleisten, schuldhaft, d. h. 
fahrlässig verletzte, indem er entgegen ihm bekannten Wei­
sungen die Maschinen während der ausgedehnten Pause 
unbeaufsichtigt ließ.

Keine Zweifel bestehen auch an der Kausalität zwischen 
dieser Pflichtverletzung und den eingetretenen Folgen, die 
das Kreisgericht zu Recht als einen besonders schweren Sach­
schaden i. S. des § 188 Abs. 2 StGB wertete.

Die Schlußfolgerung des Kreisgerichts, der Angeklagte 
habe fahrlässig im Sinne einer unbewußten Pflichtverletzung 
gemäß § 8 Abs. 2 StGB gehandelt, ist fehlerhaft. Die Prüfung, 
welche Form der Fahrlässigkeit vorliegt, darf sich nicht allein 
auf den objektiven Geschehensablauf beziehen und erschöpft 
sich auch nicht in dem Hinweis darauf, daß der Angeklagte 
in der Vergangenheit wiederholt seine Pflichten in dieser 
Form verletzte. Es sind vielmehr auch solche Umstände her­
auszuarbeiten, die Aufschluß darüber geben, in welcher Ent­
scheidungssituation sich der Angeklagte befand, als er seine 
Pflichten verletzte und welche innere Haltung er tatbezogen 
zu diesen Pflichten einnahm. Das sind vor allem solche 
Faktoren wie die Motive des Verhaltens in der konkreten 
Situation, die Bedingungen, unter denen der Angeklagte 
handelte, und die Frage, ob der Angeklagte die Anforderun­
gen wahrnahm, die an sein Verhalten gestellt wurden (vgl. 
Bericht des Präsidiums an die 7. Plenartagung des Obersten 
Gerichts „Beitrag der Gerichte zum Kampf gegen Brände, 
Havarien und Wirtschaftsschädigungen“ vom 15. Dezember 
1983, OG-Informationen 1984, Nr. 1, S. 8).

Außerdem hat das Kreisgericht bei der Prüfung der Vor­
aussehbarkeit der Folgen als einer weiteren Voraussetzung 
des Vorliegens fahrlässiger Schuld i. S. des § 8 StGB nicht alle 
hierfür maßgebenden Umstände berücksichtigt. Es hat die 
Voraussehbarkeit der Folgen einseitig mit dem Hinweis da­

rauf verneint, daß der Angeklagte zwar Qualitätsmängel bzw. 
Betriebsstörungen voraussehen konnte, nicht aber den Aus­
bruch eines Brandes, weil es bisher noch zu keiner Brand­
gefährdungssituation gekommen sei. Diese Argumentation 
geht inhaltlich fehl und läßt maßgebliche Gesichtspunkte, die 
zum Nachweis der Voraussehbarkeit der Folgen erforderlich 
sind, außer Betracht.

Die Möglichkeit der Folgenvoraussicht setzt nicht voraus, 
im einzelnen zu erkennen, welcher konkrete Schaden durch 
welchen Vorgang ausgelöst wird und in welchem Umfang 
er eintritt. Vorausgesetzt wird auch nicht, daß der Täter 
bereits in der Vergangenheit mit Gefährdungssituationen 
konfrontiert worden sein muß, um die Möglichkeit der Vor­
aussehbarkeit der Folgen zu erlangen. Nachzuweisen ist viel­
mehr, daß der Angeklagte bei verantwortungsbewußter Prü­
fung der Sachlage die Möglichkeit gehabt hätte, die vom 
konkreten Tatbestand erfaßten Folgen (hier: durch Brand 
verursachter schwerer Sachschaden) vorauszusehen. Hierzu 
hätte das Kreisgericht alle Umstände aufklären müssen, die 
mit Sicherheit Aufschluß über die Voraussehbarkeit der Fol­
gen geben können. Das sind insbesondere solche Faktoren 
wie die berufliche Qualifikation und die Erfahrung, vorhan­
dene spezifische Kenntnisse, das Allgemeinwissen und die 
Lebenserfahrung des Angeklagten, die es ihm ermöglichen, 
eine bestimmte Situation verantwortungsbewußt einzuschät­
zen.

Der Senat hat unter diesen Gesichtspunkten in einer eige­
nen Beweisaufnahme den Sachverhalt durch Vernehmung des 
Angeklagten entsprechend präzisiert und ergänzend festge­
stellt: Der Angeklagte verfügt über eine fundierte berufliche 
Qualifikation, verbunden mit einer nahezu 10jährigen berufs­
praktischen Erfahrung im Umgang mit und bei der Bedie­
nung der ihm zur Kontrolle anvertrauten Drehautomaten. Er 
hat sich ausreichend mit den technischen Daten, den Schwach­
stellen für Störungen, den Möglichkeiten der Reparatur und 
der Bedienung befaßt und beherrscht diese Technik. Die not­
wendigen Unterlagen (u. a. Bedienanleitung, Arbeitsbegleit­
papiere) standen ihm zur Verfügung. Ihm war bekannt, daß 
sich unter bestimmten Voraussetzungen ein Lager bzw. ein 
anderes Maschinenteil heißlaufen kann und daß die infolge­
dessen erzeugte Reibungswärme die Gefahr in sich birgt, das 
zum Kühlen verwendete öl zu entzünden. Er wußte, daß sich 
an den Maschinen etwa 3 000 Liter öl befinden und in meh­
reren Fässern zusätzlich leichtbrennbare öle aufbewahrt wur­
den.

Der Angeklagte hatte in der Schicht am 9. September 1986 
ein Material zu bearbeiten, das erstmals über die Maschine 1, 
von der später der Brand ausging, lief. Er war sich nicht 
sicher, ob die Maschine 1, die erstmals dieses Material bear­
beitete, störungsfrei produzieren würde. In der Pause gegen 
23 Uhr schaltete er den Automaten ebenso wie die beiden 
anderen Maschinen ab. Nach dieser Pause stellte er fest, 
daß der Drehmeißel der Maschine 1 abnormale Verschleiß­
erscheinungen aufwies, so daß er ihn auswechseln mußte. 
Er wußte außerdem, daß diese Maschine im Gegensatz zu 
anderen bei Störungen nicht automatisch abschaltet. Seine 
Pflicht, die Maschine nicht unbeaufsichtigt laufen zu lassen, 
war ihm bekannt. Er setzte sich aber darüber hinweg und 
ließ die Automaten während der zweiten Pause in Betrieb, 
weil es ihm darum ging, die Norm zu schaffen und keine 
Verdienstminderung eintreten zu lassen.

Auf der Grundlage dieses präzisierten Sachverhalts erge­
ben sich für das schuldhafte Verhalten des Angeklagten fol­
gende Schlußfolgerungen: Der Angeklagte hat seine Pflicht, 
die ihm anvertrauten Automaten unter ständiger Kontrolle 
zu behalten und nicht ohne Aufsicht laufen zu lassen, bewußt 
verletzt. Er wußte, daß er die Automaten abzuschalten hatte, 
wenn er den Arbeitsplatz verläßt, und er hat das auch in 
der Nachtschicht am 9. September 1986 getan, als er seine 
ihm zustehende Essenpause einlegte. Danach wurde er an 
der Maschine 1 mit Qualitätsproblemen konfrontiert, so daß 
er ein Verschleißteil auswechseln mußte. Dies hätte ihn zu­
sätzlich veranlassen müssen, den Automaten nicht ohne Auf­
sicht laufen zu lassen.

Obwohl ihm die Fakten bewußt waren, die von ihm eine 
besondere Kontrolle der Maschine 1 abverlangt hätten, setzte 
er sich darüber hinweg. Er legte eine weitere Pause ein und


